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Einleitung 

Beschleunigung, Flexibilisierung und Vereinfachung von Planungs-, Ge-
nehmigungs- und Rechtsschutzverfahren  sind Stichworte, die seit Beginn der 
80er Jahre in zunehmendem Maße Politik und Wissenschaft beschäftigen. 
Zahlreiche Kommissionen wurden auf Bundes- wie Länderebene ins Leben ge-
rufen, um Möglichkeiten zur Verkürzung und Vereinfachung hoheitlicher Ver-
fahren zu untersuchen. Immer wieder wurde dabei auch die Notwendigkeit be-
tont, eine deutliche Beschleunigung bei der Planung von Verkehrswegen zu er-
reichen.1 Durch die staatliche Wiedervereinigung und die sich anschließende 
Debatte um den „Wirtschaftsstandort  Deutschland" erfuhr  die Beschleuni-
gungsdiskussion in den letzten Jahren einen kräftigen Impuls. Dieser wirkte 
sich angesichts äußerst langer Planungszeiten sowie des maroden Zustandes 
vieler Straßen- und Schienenwege der früheren  DDR2 gerade auch in der Ge-
staltung der Verkehrswegeplanung aus. Nach der Wiedervereinigung gehörte 
es zu den vorrangigen Anliegen der Bundesregierung, in der planerischen Vor-
bereitung vor allem einigungsbedingter Verkehrsvorhaben einen größtmögli-
chen Beschleunigungseffekt  zu erreichen.3 

In diesem Zusammenhang bezeichnet der Begriff  des Investitionsmaßnah-
mengesetzes einen besonderen Gesetzestyp, durch den einzelne Abschnitte vor-
rangiger Verkehrsprojekte in den östlichen Bundesländern unmittelbar durch 
Gesetz planerisch festgestellt und für zulässig erklärt wurden. Im Gegensatz zur 
parallel verfolgten Beschleunigung straßenplanerischer Verwaltungs- und 
Rechtsschutzverfahren 4 liegt die Idee der Investitionsmaßnahmengesetze darin, 
die üblichen Verwaltungsverfahren  zur Raumordnung, Linienbestimmung und 
Planfeststellung durch ein einziges Gesetzgebungsverfahren  zu ersetzen. 

1 Vgl. Zillenbiller, Straßenplanung, S. 251. 
2 Zum Zustand der ostdeutschen Straßenverkehrswege bei der Wiedervereinigung 

vgl. Lohrberg, Straße und Autobahn 1991, 329. 
3 Vgl. Anlage 1 zur Kabinettsache des BMV vom 20. August 1991, A 30/20.71.10-

02/115 Va91, S. 1. 
4 Vgl. Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz vom 16. Dezember 1991; 

BGBl. I S. 2174; Planungsvereinfachungsgesetz vom 17. Dezember 1993, BGBl. I 
S. 2123. 
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Dieser Ansatz, bei dem „Verwaltung und Gesetzgebung gleichsam kurzge-
schlossen werden"5, wird auch mit dem Begriff  der „Legalplanung"6 umschrie-
ben. Zwar ist das Gesetz als Instrument staatlicher Infrastrukturplanung  für sich 
genommen nichts Neues. In der verkehrsplanerischen Tradition unter dem 
Grundgesetz wurde die Gesetzesform bisher jedoch ausschließlich in der Aus-
bau· und Entwicklungsplanung verwendet,7 die der objektbezogenen Fachpla-
nung vorgelagert ist. 

Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen zur verfassungsrechtlichen 
Zulässigkeit objektbezogener Legalplanung sind die Bundesgesetze für den 
Bau des Eisenbahnabschnitts „Südumfahrung Stendal" von 1993 sowie für die 
Errichtung des zur „Ostseeautobahn" A 20 gehörenden Autobahnteilstücks 
„Wismar West-Wismar Ost" aus dem Jahr 1994.8 

Der gesetzgeberische Zugriff  auf die traditionell exekutive Planung einzel-
ner Verkehrswege ist in der Literatur auf teilweise heftigen Widerspruch gesto-
ßen.9 Die Kritik an Investitionsmaßnahmengesetzen wird vor allem mit Verstö-
ßen gegen das Gewaltenteilungsprinzip sowie gegen grundgesetzliche Rechts-
schutz- und Verfahrensgarantien  begründet. Zu den zahlreichen Fragen, die In-
vestitionsmaßnahmengesetze aufwerfen,  gehören aber auch die Problematik der 
verfassungsrechtlichen  Zulässigkeit von Maßnahmegesetzen, das Verständnis 
des grundgesetzlichen Gesetzesbegriffes,  Fragen der bundesstaatlichen Kompe-
tenzverteilung, der Beteiligung Privater an staatlichen Planungsentscheidungen 
sowie der Grundrechtsdogmatik. Viele dieser Probleme sind bereits in der Ver-
gangenheit, wenn auch in anderen Zusammenhängen, überaus kontrovers dis-
kutiert worden.10 

Ziel dieser Arbeit ist es, am Beispiel der Verkehrsprojekte in Stendal und 
Wismar der Kritik an Investitionsmaßnahmengesetzen nachzugehen und diese 
auf ihre verfassungsrechtliche  Tragfähigkeit  hin zu untersuchen. Dabei soll 
insbesondere versucht werden, verfassungsrechtliche  und verfassungspolitische 
Überlegungen voneinander abzugrenzen und Argumentationszusammenhänge 

5 Trute, Verwaltungsgerichtsbarkeit, S. 92. 
6 Stüer, DVB1. 1991, 1333 (1340). 
7 Fernstraßenausbaugesetz und Bundesschienenwegeausbaugesetz in Verbindung mit 

den dazugehörigen Bedarfsplänen enthalten Festsetzungen, die lediglich die Verwaltung 
und diese auch nur hinsichtlich der Bedarfsfeststellung  binden; vgl. zuletzt den Be-
schluß der 1. Kammer des 2. Senates des BVerfG - 2 BvR 2397/94. 

8 BGBl. 1/1993 S. 1906.; BGBl. 1/1994 S. 734. 
9 Vgl. insbesondere Ronellenfitsch, DÖV 1991, 771. 
10 Vgl. etwa zur Diskussion um die gesetzesförmige Standortfestlegung von Kern-

kraftwerken, Listi, DVB1. 1978, 10 und Blümel, DVB1. 1977, 301; zur Auseinanderset-
zung um Maßnahmegesetz und Gesetzesbegriff,  Forsthoff,  Maßnahme-Gesetze, 
S. 221 ff.  und Zeidler, Massnahmegesetz, S. 202 ff.;  zur Frage eines Verwaltungsvorbe-
halts Maurer und Schnapp, VVDStRL 43 (1984), S. 135 ff.  und 173 ff. 
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zwischen den einzelnen Diskussionstopoi aufzuzeigen. Im Schlußteil der Un-
tersuchung soll dann verfassungsrechtlichen  wie rechtspolitischen Aspekten 
nachgegegangen werden, die innerhalb des zuvor konkretisierten Rahmens der 
Verfassung möglicherweise dafür sprechen könnten, die objektbezogene Legal-
planung zu einer sinnvollen Mischform parlamentarisch-administrativer  Pla-
nung weiterzuentwickeln. 


